
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Am 13. Oktober setzten in Berlin auf dem Alexan-
derplatz 242 000 Menschen ein starkes Zeichen 
für eine offene und freie Gesellschaft. Unsere 
Referentin Sandra Hoeboer und zahlreiche För-
dermitglieder waren für die Gelbe Hand vor Ort. 
Unter dem Leitspruch „#Unteilbar“ hatte ein 
breites zivilgesellschaftliches Bündnis aus Men-
schenrechts- und Migrantenorganisationen, Ge-
werkschaften, Kirchen, Parteien und prominen-
ten Einzelpersonen zu einer Massenkundgebung 
aufgerufen. Ziel war es, der dramatischen gesell-
schaftlichen und politischen Verschiebung nach 
rechts etwas entgegenzusetzen. Im Aufruf hieß 
es: „Rassismus und Menschenverachtung wer-
den gesellschaftsfähig. Was gestern noch un-
denkbar war und als unsagbar galt, ist kurz dar-
auf Realität. Humanität und Menschenrechte, 
Religionsfreiheit und Rechtsstaat werden offen 
angegriffen. Es ist ein Angriff, der uns allen gilt. 

Wir lassen nicht zu, dass Sozialstaat, Flucht und 
Migration gegeneinander ausgespielt werden. 
Wir halten dagegen, wenn Grund- und Freiheits-
rechte weiter eingeschränkt werden sollen. Das 
Sterben von Menschen auf der Flucht nach Euro-
pa darf nicht Teil unserer Normalität werden. 
Europa ist von einer nationalistischen Stim-
mung der Entsolidarisierung und Ausgrenzung 
erfasst. Kritik an diesen unmenschlichen Ver-
hältnissen wird gezielt als realitätsfremd diffa-
miert. (…) Wir treten für eine offene und solidari-
sche Gesellschaft ein, in der Menschenrechte 
unteilbar, in der vielfältige und selbstbestimmte 
Lebensentwürfe selbstverständlich sind. Wir 
stellen uns gegen jegliche Form von Diskriminie-
rung und Hetze. Gemeinsam treten wir antimus-
limischem Rassismus, Antisemitismus, Antiziga-
nismus, Antifeminismus und LGBTIQ*-Feindlich- 
keit entschieden entgegen.“ Bei der Massen-
kundgebung in Berlin wurde dieses Anliegen, 
das Eintreten für Menschenrechte, eindrucksvoll 
und stark nach außen getragen. Die Gewerk-
schaften und die Gelbe Hand leisteten ihren Bei-
trag dazu. Für eine offene und solidarische Ge-
sellschaft! 

#Unteilbar
Gelbe Hand auf der großen Demo für  
Solidarität statt Ausgrenzung in Berlin 
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Für Demokratie, Solidarität und Rechtsstaat
Allianz für Weltoffenheit startet Mitmach-Aktion „Deutschland #vereint“ 

In Deutschland en-
gagieren sich Millio-
nen Menschen pri-
vat, in ihrem Un- 

ternehmen, in Vereinen, Parteien und Organisa-
tionen für den Zusammenhalt unserer vielfälti-
gen Gesellschaft und gegen Rassismus und Aus-
grenzung. Die Allianz für Weltoffenheit, ein 
Bündnis von neun großen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Verbänden, in dem auch die 
Gewerkschaften vertreten sind, möchte diesem 
Engagement eine Bühne bieten. Am 3. Oktober, 
dem Tag der Deutschen Einheit, startete die Alli-
anz ihre Initiative „Deutschland #vereint“.
Engagierte Menschen sind aufgerufen, ihre Fo-
tos zum Thema auf der Webseite www.deutsch-
land-vereint.de hochzuladen. Die Mitmach- und 
Mutmach-Aktion „Deutschland #vereint“ läuft 
bis zum 9. November 2018. Damit wirbt die Alli-
anz für die Würde des Menschen, wie sie in Arti-
kel 1 des Grundgesetzes garantiert ist. Sie will 
ein Zeichen setzen für ein weltoffenes und de-
mokratisches Deutschland und tritt jeder Form 
von Diskriminierung entgegen. Reiner Hoff-
mann, DGB-Vorsitzender, betont dabei vor allem 
die Solidarität in der Arbeitswelt: „Unsere De-
mokratie ist vielfältig und bunt, ja, manchmal 
auch anstrengend. Sie garantiert Freiheit und 
Vielfalt, Rechtstaatlichkeit und Mitsprache. Sie 
verdient es, dass wir uns täglich für sie einsetzen 

und engagieren. Wir werden sie 
nicht von den Rechtspopulisten 
und Nationalisten diskreditie-
ren oder in Frage stellen las-
sen. Jeden Tag arbeiten Menschen aus vielen 
Ländern Seite an Seite in unseren Werkshallen, 
auf Baustellen oder im Büro gut und solidarisch 
zusammen. Menschen, die zusammen arbeiten 
sind sich nicht fremd, egal woher sie kommen. 
Täglich werden aus Kollegen Freunde und Part-
ner. Gemeinsam kämpfen wir für eine solidari-
sche und weltoffene Gesellschaft.“
Die „Allianz für Weltoffenheit, Solidarität, Demo-
kratie und Rechtsstaat – gegen Intoleranz, Men-
schenfeindlichkeit und Gewalt“ besteht seit Fe
bruar 2016. Gründungsmitglieder sind der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), die Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA), die Deutsche Bischofskonferenz, 
der Deutsche Kulturrat e.V., der Deutsche Natur-
schutzring (Dachverband der deutschen Natur-, 
Tier- und Umweltschutzorganisationen – DNR), 
der Deutsche Olympischer Sportbund (DOSB), 
die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), 
der Koordinationsrat der Muslime (KRM) sowie 
der Zentralrat der Juden in Deutschland.
Mehr zum Bündnis gibt es unter:  www.allianz-
fuer-weltoffenheit.de 
Infos zur Aktion Deutschland vereint findet ihr 
unter: https://www.deutschland-vereint.de/

Vernetzen, diskutieren, 
aktiv werden!
Interaktives Online-Forum der Gelben Hand 

Es gibt in Deutschland ein großes Engage-
ment gegen Rechts, viele Menschen engagie-
ren sich tagtäglich gegen Rassismus und es 
gibt viele gute Ideen, wie man sich in der Ge-
sellschaft, am Arbeitsplatz oder im Verein, 
einsetzen kann für Demokratie, Solidarität, 
gegen Hass und Ausgrenzung. Oftmals laufen 
viele Projekte und auch viele Aktive in dem 
Bereich nebeneinander her, ohne dass man 
voneinander weiß. Dadurch gehen viel Wis-
sen, Ressourcen und Synergien verloren, die 
man nutzen könnte, um schlagkräftig gegen 
den Rechtsruck vorzugehen. Gerade in der 
heutigen Zeit, ist es wichtiger denn je, die Ak-
tiven in der Antirassismus-Arbeit zu vernet-
zen, sich auszutauschen, Wissen zu teilen und 
gemeinsame Ideen zu entwickeln. Die Gelbe 
Hand dient per se mit ihrer gewerkschaft
lichen Scharnierfunktion als Plattform des 
Dialoges und der Vernetzung. 
Auf unserer Homepage gibt es auch die Mög-
lichkeit, sich online über Rassismus, Frem-
denfeindlichkeit, Diskriminierung, Rechts
extremismus und Rechtspopulismus auszu- 
tauschen und zu diskutieren. Es wurde ein 
passwortgeschütztes Forum eingerichtet, 
mit dem Ziel im geschützten Raum miteinan-
der in den Austausch zu kommen.
Nutzt diese Möglichkeit, um gemeinsam zu 
diskutieren, wie wir in der Arbeitswelt und in 
der Gesellschaft, dem immer offeneren Ras-
sismus die Stirn bieten können. Vernetzen, 
diskutieren, aktiv werden! 
Zu unserem Forum gelangt ihr unter: https://
www.gelbehand.de/informiere-dich/forum/

http://www.allianz-fuer-weltoffenheit.de
http://www.allianz-fuer-weltoffenheit.de
https://www.deutschland-vereint.de/
https://www.gelbehand.de/informiere-dich/forum/
https://www.gelbehand.de/informiere-dich/forum/


Prof. Beate Küpper  
(Hochschule Niederrhein)

„Die soziale Frage lässt sich nicht über Ausgrenzung lösen“
Interview mit der Rechtsextremismus-Expertin Prof. Beate Küpper 

Chemnitz, Köthen, Dortmund – überall an diesen Orten entflammten in den letzten Wochen rechter Hass, Hetze und Gewalt. 
Hitlergrüße wurden gezeigt, ausländerfeindliche Parolen skandiert, Polizisten und Journalisten angegriffen, Migrantinnen 
und Migranten wahllos gejagt, bedroht und verletzt. Es scheint, als gäbe es keine Hemmschwellen, keine Abgrenzung mehr. 
“Besorgte Bürger” marschieren Seite an Seite mit militanten Neonazis. 

faktisch nicht so ist. Es sind also weniger echte 
ökonomische Ursachen, sondern vielmehr ge-
fühlte Benachteiligungen und Bedrohungen, 
die für den Rechtsruck mit verantwortlich sind. 
Und genau hier haken strategische Akteure der 
Rechten ein. Sie holen die Menschen bei die-
sem Gefühl ab, heizen es an und weisen dann 
auf „Ausländer“ und „Flüchtlinge“ als ver-
meintliche Sündenböcke. Aber auch die „Musli-
me“, „EU“, „linke Gutmenschen“, „die Homo-
Lobby“ und „Feministinnen“ werden als Feinde 
ausgemacht, oftmals mal offen, mal subtil un-
terfüttert durch antisemitische Verschwörungs-
mythen, verbreitet beispielsweise unter Chiff-
ren wie „George Soros“, der zusammen mit 
Angela Merkel eine „Umvolkung“ plant oder so 
ein ähnlicher Blödsinn. 

Sie sagen, es ist bei vielen mehr die subjek
tive Wahrnehmung der Situation als die ob-
jektive ökonomische Lage. Wieso scheint das 
Gefühl der Bedrohung und Konkurrenz so zu 
verfangen? 
Hier kommt die These von den kulturellen Mo-
dernisierungsverlierern ins Spiel. In den letzten 
Jahrzehnten ist die Gesellschaft insgesamt of-
fener geworden, der Blick für Diskriminierung 
von diversen sozialen Gruppen, die Anspruch 
auf gleichwertige Teilhabe erhoben haben, 
wurde geschärft. Rechtspopulismus und auch 
Rechtsextremismus binden beides zusammen: 
Den Hass auf „die da oben“ und auf „die Ande-
ren“, die die Selbstverständlichkeit des Status 
und den damit verbundenen eigenen Privile
gien infrage stellen. Auch der Neoliberalismus 
hat daran seinen Anteil, aber meines Erachtens 
anders, als von einigen gedacht. Befragte, die  
in der FES-Mitte-Studie 2016 besonders zu 
rechtspopulistischen Einstellungen tendieren 
und jene, die mit der AfD sympathisieren, teilen 
mehr als andere neoliberale Wertvorstellun-
gen: Etwa derart, dass nur der, der etwas leistet 
auch etwas wert ist. Die Abwertung und Aus-
grenzung der jeweils „Anderen“ ist also auch 
ein Versuch, sich die Konkurrenz vom Leib zu 
halten. 

Welche Rolle spielen dabei Politik und Medien? 
Eine nicht zu unterschätzende. Nicht zuletzt ist 
der Rechtsruck auch ein gewisser Selbstläufer 
– wenn einmal das dünne Eis der Zivilisiertheit 
angeknackst ist, bricht es leicht weiter, umso 
leichter, wenn einige Politikerinnen und Politi-
ker sowie einige Medienformate kräftig drauf 
herumstampfen. So belegen Medienanalysen 
der großen Talkshows, dass rechtspopulisti-
schen Stimmen und Themen in den vergange-
nen Jahren überproportional ein Forum gebo-
ten wurde, während umgekehrt die vielen 
anderen, die sich für Demokratie stark machen 
– wozu mancherorts viel persönlicher Mut ge-
hört – und sich mit viel Zeit, Energie und Herz-
blut für Geflüchtete engagiert haben, wenig 
Aufmerksamkeit bekommen haben.

Unter den offenen 
Rassismus mischt 
sich auch eine starke Systemverachtung – 
gegen Politiker, Parteien, Presse. Gibt es da 
Wechselwirkungen? Und wie sehr sehen Sie 
unsere Demokratie bedroht? 
Aus wissenschaftlicher Sicht gehört beides zu-
sammen zur rechtspopulistischen Logik und 
Rhetorik – auf der vertikalen Dimension wird 
gegen „die da oben“, auf der horizontalen 
Dimension gegen „die Anderen“ gehetzt. Dage-
gen wird das vermeintlich homogene „Volk“ in 
Stellung gebracht, das – wie dann behauptet 
wird – einen einzigen Willen hat, der durch eine 
einzige Führung ohne Vermittlung durch stö-
rende Zwischeninstanzen von Parteien wie sie 
die parlamentarische Demokratie – auch die 
öffentlich-rechtlichen Medien sind solche Ver-
mittler – eingebaut hat, umgesetzt wird. Das 
macht den Rechtspopulismus im Kern so un
demokratisch. Die Demokratie ist da bedroht, 
wo ihre Grundfesten infrage gestellt werden: 
Würde, Gleichheit, Pluralität – und zwar für alle 
Menschen.

Gewerkschaften stehen für eine offene und 
solidarische Gesellschaft. Wie kann man der 
Verrohung und Polarisierung entgegenwir-
ken, Zusammenhalt stärken – auch aus Sicht 
der Gewerkschaften? 
Gewerkschaften sind für die demokratische Ge-
sellschaft ganz wichtige Akteure. Dass es sie 
überhaupt gibt, wie sie erkämpft worden sind, 
ist Beleg dafür. Ihr Anspruch sind bessere und 
gleichere Lebensbedingungen und Solidarität, 
übrigens auch internationale. Sie können und 
müssen diese Werte in die Betriebe hinein ver-
mitteln. Dazu gehört auch, sie immer wieder neu 
zu erklären. Gewerkschaften können dabei Per-
sonen erreichen, die von anderen Akteuren bei-
spielsweise der Parteien, Kirchen, der klassi-
schen politischen Bildung nur schwer erreicht 
werden. In den letzten Jahren wachsen aber 
auch unter Gewerkschaftsmitgliedern rechts
populistische und zum Teil sogar rechtsextreme 
Einstellungen und strategisch agierende Akteure 
rechter Parteien wie die AfD versuchen, Funktio-
nen zu erlangen, sich etwa in die Betriebsräte 
wählen zu lassen. Sie gewinnen durch einfache 
Parolen jene, die sich gern überzeugen lassen, 
dass es einfache Lösungen gibt. Dabei machen 
sie ein vergiftetes Angebot, denn Solidarität, Un-
terstützung für jene, die es nicht so einfach ha-
ben, ist ja gerade nicht ihr Ding. Gewerkschaften 
sind aufgefordert, ihre Werte mit Inhalt zu füllen, 
das heißt Solidarität mit allen, die der Solidari-
tät bedürfen, hier ganz klar Position zu beziehen 
und dafür in den Betrieben zu werben. Und vor 
allem zu erklären, dass sich die soziale Frage 
nicht über Ausgrenzung lösen lässt, denn der 
nächste, der dran glaube muss, ist man viel-
leicht auch selbst, und in so einer Gesellschaft 
wollen die wenigsten leben.      

Frau Prof. Küpper, Sie untersuchen regelmä-
ßig in den „Mitte-Studien“ der Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES) rechtsextreme Einstel-
lungen in Deutschland. Erleben wir derzeit 
eine neue Dimension des Hasses? 
Rechtsextreme Gewalt, Angriffe auf Migrantin-
nen und Migranten hat es auch schon in den 
90er und 2000er Jahren gegeben – Rostock-
Lichtenhagen, Hoyerswerda, aber auch Mölln 
und Solingen sind die Orte, die im kollektiven 
Gedächtnis sind. Auch damals haben schon er-
kennbare, organisierte Rechtsextreme und „be-
sorgte“ Bürgerinnen und Bürger neben- und 
miteinander agiert. Auch der NSU hat in dieser 
Zeit gemordet. Neu an der Dimension des Has-
ses jetzt sind die Rasanz, das provokative 
Selbstbewusstsein und die schnelle und gute 
Organisation, mit der er mancherorts wieder 
den öffentlichen Raum erobert hat. Die Bilder 
aus Chemnitz waren schon gruselig, vor allem, 
weil dort eben auch die „besorgten“ Durch-
schnittsbürgerinnen und -bürger mitgelaufen 
sind, die das offenbar nicht gestört hat, neben 
gewaltbereiten und gewalterfahrenen Rechts-
extremen mit Hitlergruß zu demonstrieren. 
Was wir immer bedenken müssen: Der Rechts-
extremismus hat in Deutschland nach 1945 ja 
nicht plötzlich aufgehört zu existieren. Viel-
mehr haben sich die Deutschen erst ganz lang-
sam, oft unfreiwillig und gegen viele Widerstän-
de überhaupt den Verbrechen des Holocaust 
gestellt, ein Bewusstsein für Demokratie er-
langt und sich eine menschliche Zivilisiertheit 
zurück erarbeitet. Derzeit müssen wir erleben, 
wie dünn und brüchig diese Schicht ist. Viele 
Menschen stellen das gerade mit großem Er-
schrecken fest und machen sich Sorgen vor ei-
nem weiteren Rechtsruck. Bereits in der Mitte-
Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 2016 äußer-
ten zwei Drittel der repräsentativ Befragten 
diese Sorge. Die großen Demonstrationen für 
Demokratie und gegen Rassismus wie bei-
spielsweise kürzlich in München machen Hoff-
nung, dass jetzt doch viele aufwachen.  

Wie konnte es soweit kommen? Wo sehen sie 
die Ursachen des Rechtsrucks – politisch und 
gesellschaftlich? 
Auf der einen Seite geht es Deutschland insge-
samt und der überwiegenden Zahl von Men-
schen ökonomisch so gut wie noch nie, auch 
wenn es gleichzeitig eine tiefe soziale Spaltung 
gibt. Doch diejenigen, die wirklich arm und ab-
gehängt sind, sind gar nicht jene, die da in gro-
ßer Anzahl rechten Hass versprühen oder rech-
te Parteien wählen. Der Großteil beispielsweise 
derjenigen, die mit der AfD sympathisieren, ge-
hört zur Mittelschicht. Gleichzeitig haben aber 
viele Leute Sorge vor einem Abstieg, also etwas 
zu verlieren. Dazu gehört auch, etwas abgeben 
und teilen zu müssen. Sie fühlen ihre eigene 
Gruppe, mit der sie sich identifizieren, im Ver-
gleich zu anderen, beispielsweise Migrantinnen 
und Migranten, benachteiligt, auch wenn das 
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Ausgerechnet Palermo. Siziliens Hauptstadt ist in diesen Zeiten eine 
Stadt mit Symbolkraft für die Situation Italiens. Eine Stadt, deren Ge-
schichte geprägt ist vom Zusammenleben verschiedener Kulturen und 
die gleichzeitig durch die Insellage im Mittelmeer auch im Hier und Jetzt 
Anlaufspunkt für die ankommenden, geflohenen Menschen ist. Dies alles 
in einem Land, das wie kein anderes gepalten ist zwischen reichem Nor-
den und armem Süden. Genau in dieser Stadt fand also Ende September 
der zweitägige Workshop der Gewerkschaft CGIL, der spanischen CCOO 
und der europäischen Dienstleistungsgewerkschaft EPSU statt. „Lavoro, 
accoglienza, integrazione“ – Arbeit, Aufnahme und Integration von Ge-
flüchteten waren die Kernthemen der Tagung. Mit dabei war auch unser 
Vorstandsmitglied Romin Khan, zuständig für Migration in der ver.di-
Bundesverwaltung. In der zweitägigen Diskussionsrunde mit Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschaftern aus Frankreich, Spanien und Schwe-
den und weiteren EU-Mitgliedsstaaten ging es darum, aus der Pers- 
pektive der Arbeitnehmer die Herausforderungen der Integration zu be-
leuchten und ein europäisches gewerkschaftliches Netzwerk der Solida-
rität mit Migrantinnen und Migranten zu knüpfen. Romin Khan stellte 
dabei die Rolle der deutschen Gewerkschaften in der Flüchtlingsfrage 
dar: „Die deutschen Gewerkschaften haben eine sehr positive, tatkräfti-
ge Rolle in der Willkommensbewegung gespielt. Wir stehen für Humani-
tät und Solidarität – das zeigen auch die DGB-Positionen gegen Anker-
Zentren. Und auch als Dienstleistungsgewerkschaft ver.di stehen wir zu 
der europäischen Verpflichtung, Geflüchtete solidarisch aufzunehmen.“ 
Dass die größte Gewerkschaft CGIL das Thema in einer Tagung aufgreift, 
zeigt, dass auch in Italien, wo seit März der rechtspopulistische Innen

minister Matteo Salvini einen 
harten Kurs gegen Geflüchtete 
fährt, die Gewerkschaften für 
Solidarität mit den Geflüchte-
ten stehen. „Die Gewerkschaf-
ten machen einiges in dem 
Bereich. Sie haben auch ein 
Interesse Migrantinnen und 

Migranten zu organisieren. Da-
her bieten sie auch spezifische 
Beratungsleistungen für die 
Menschen an, um auf ihre Be-
dürfnisse einzugehen“, erklärt 
der Italien-Experte Michael 
Braun, Korrespondent der Zei-
tung taz in Rom. Die italienische 
Gewerkschaftslandschaft ist ge-
prägt durch die Präsenz der drei 
großen Richtungsgewerkschaf-
ten CGIL (Confederazione Italia-
na Generale del Lavoro), die links orientiert ist, die CISL (Confederazione 
Italiana Sindacati Lavoratori), die eine christdemokratische Orientierung 
hat und die republikanisch-laizistische UIL (Unione Italiana del Lavoro). 
Die drei italienischen Gewerkschaftsbünde zählen zusammen 12,5 Millio-
nen Mitglieder, von denen jedoch fast die Hälfte Rentner sind. Der durch-
schnittliche Organisationsgrad liegt bei 30 Prozent. Am stärksten sind 
die Gewerkschaften in der Dienstleistungsbranche, wo 70 Prozent aller 
Arbeitnehmer beschäftigt sind. In ihrer politischen Positionierung zu 
Rassismus und Rechtspopulismus seien die Gewerkschaften eindeutig 
zu verorten, betont Michael Braun: „Es gibt eine klare ‚Anti-Salvini‘-Posi-
tion. Die Gewerkschaften in Italien stellen sich dagegen – gegen Hass und 
Ausgrenzung, sie stehen für Solidarität und Humanität.“ Allerdings wähl-
ten Gewerkschaftsmitglieder, gerade im Norden Italiens, vermehrt die 
rechtspopulistische Lega. Mitglied in der Gewerkschaft zu sein und Lega 
zu wählen, sei für viele kein Widerspruch, so Braun. Das zeigen auch die 
Zahlen der letzten Parlamentswahl im März 2018, bei der 23 % der Arbei-
ter die Lega wählten – signifikant mehr als der Durchschnitt (17 %). „Das 
ist nicht der ‚Bodensatz des Subproletariats‘, es sind nicht die ‚Abge-
hängten‘, das ist die Mittelschicht“, analysiert der langjährige Taz-Jour-
nalist. Die Gewerkschaften in Italien stünden zu ihren Werten, aber such-
ten auch vermehrt den Dialog an der Basis: „Es geht darum, die Sorgen 
der Arbeiter ernst zu nehmen, und Menschen, die skeptisch sind, nicht 
pauschal zurückzuweisen.“ Mittlerweile liegt die Partei des Innenminis-
ters Salvini in den Umfragen bei über 30 %. Ein Grund dafür ist seine po-
pulistische Asyl-Politik, die Häfen für Schiffe der Flüchtlingshelfer zu 
schließen und Geflüchtete abzuweisen. Das findet Anklang – nicht nur im 
Norden. Lega-Chef Salvini hat aus der einstigen norditalienischen Se-
pararatisten-Partei Lega Nord eine Partei des „italienischen Nationalis-
mus“ gemacht, bekräftigt Michael Braun. Der „antifascismo“ der Ge-
werkschaften kämpft mit aller Kraft dagegen an. An der Seite der Arbeiter 
und der Geflüchteten. Gegen die Spaltung, für Solidarität. 

Im November finden in den Betrieben die Wahlen zu den Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen statt. Die Gewerkschaftsjugend engagiert sich 
gemeinsam mit jungen Leuten in den Betrieben für eine bessere Ausbil-
dungsqualität und höhere Ausbildungsvergütungen, für Gleichberechti-
gung und den Schutz und Ausbau von Rechten. Ein Schwerpunkt liegt da-
bei auch auf dem Engagement gegen Diskriminierung. Die DGB-Jugend 
informiert in einem Sonderheft ihres Magazins „Soli“  über die betriebli-
chen Möglichkeiten im Umgang mit Diskriminierung. Denn bei der Aufga-
be, gegen Ausgrenzung und Rassismus vorzugehen, komme betrieblichen 
oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) eine besondere 
Verantwortung zu. Sie seien der erste Ansprechpartner bei Diskriminie-
rungsvorfällen – und das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) gibt ihnen 
weitreichende Kompetenzen, Diskriminierungen zu verhindern, sie gege-
benenfalls zu sanktionieren und das Zusammenleben im Betrieb zu för-
dern (§80 BetrVG). Werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beispielswei-
se diskriminiert und bei einer Beförderung nicht berücksichtigt, verlangt 
Paragraph 75 BetrVG, dass der Betriebsrat dagegen vorgeht. Stört jemand 
durch rassistische oder fremdenfeindliche Handlungen wiederholt den 
Betriebsfrieden, kann der Betriebsrat sogar fordern, dass die Person ent-
lassen wird. Neben den arbeitsrechtlichen Grundlagen verweist die DGB-
Jugend auf Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit, die zu diesen Themen im 
Betrieb vorangetrieben werden kann, und nennt dabei die Gelbe Hand als 
gewerkschaftlichen Ansprech- und Bündnispartner im Kampf gegen Dis-
kriminierung und Rassismus im Betrieb. 
Mehr Informationen rund um die JAV-Wahlen und Antirassismus im Be-
trieb findet ihr unter: http://jugend.dgb.de/dgb_jugend/material/maga-
zin-soli/soli-extra/jav-wahlen-2018

In Berlin fand vom 13. bis 16. September „Die Linke Woche der Zukunft 
2018“ statt. Auf der  Tagung wurden die drängenden Herausforderungen 
unserer Zeit in zahlreichen Experten-Panels und Diskussionsveranstaltun-
gen aus linker Perspektive diskutiert: Vom digitalen Kapitalismus über Kli-
mapolitik bis hin zu Strategien gegen den Rechtsruck. Im Workshop 
„Kampf gegen Lohnraub und Diskriminierung“ war unser Vorstandsmit-
glied Romin Khan auf dem Podium, um die Arbeit des Kumpelvereins vor-
zustellen. In der Arbeitswelt finden sich vielfältige Formen der Diskriminie-
rung gerade von Migrantinnen und Migranten. Ausstehende Löhne werden 
nicht gezahlt, für miserable Unterkünfte werden übertriebene Mieten ver-
langt, im Alltag begegnet ihnen Rassismus. Romin Khan betonte, dass es 
starke Gewerkschaften benötige, um dem entgegenwirken zu können: 
„Auch für die erfolgreiche Arbeit des Kumpelvereins ist es wichtig, auf gute 
gewerkschaftliche Strukturen zurückgreifen zu können. So haben wir Zu-
gang zu den Betrieben und können dort aktiv werden gegen den Rechts-
ruck und auch gegen konkrete Fälle von Diskriminierung.“ Dort, wo es Be-
triebsräte und gute Gewerkschaftsstrukturen gäbe, habe man ein starkes 
Instrument gegen Rassismus. 

� Foto: Stefano Bolognini, von Wikimedia Commons
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“
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Gewerkschaftssekretär im ver.di 
Bezirk Düssel-Rhein-Wupper, Köln

11.	Ver.di Bildungszentrum – Das Bunte 
Haus, Bielefeld 
 

Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
die Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 

In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Nachruf
Gründungsmitglied verstorben 

Wir trauern um unsere Kollegin Josefina Rosenbaum, geborene Gutier-
rez-Ruiz, die am 7. Oktober von uns gegangen ist. Alle nannten sie nur 
Fina. Die gebürtige Spanierin aus Barcelona war engagiert in der IG BSE-
Jugend Dortmund und eines der ersten Gesichter unserer Gelben Hand, 

als die DGB-Jugend 1986 die Aktion gegen 
Rassismus aus Frankreich („Touche pas à mon 
pote“) nach Deutschland holte. Seitdem war 
Fina aktiv gegen Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit und gegen Rechts.
Wir werden sie mit ihrer herzlichen sympathi-
schen Art immer in guter Erinnerung behalten 
und uns gemeinsam weiter für ihre Ziele einset-
zen.
Für die alte IG BSE-Jugend Westfalen (IG Bau-
Steine-Erden)
Holger Vermeer, Landesjugendvorsitzender 1987 
bis 1990, heute Regionalleiter Rheinland bei der 
IG BAU und stellv. Vorsitzender des Kumpelver-
eins

Kommt der Rechtsextremismus  
aus der Mitte? 
Auftakt der Interkulturellen Woche im Bildungszentrum  
der IG BCE 

Rund 60 Gewerkschaftsmitglieder 
fanden sich am 25. September in der 
Konferenzhalle des Adolf-Schmidt-
Bildungszentrums der IG BCE ein. 
„Kommt der Rechtextremismus aus der Mitte der Gesellschaft?“ lautete 
die spannenden und aktuelle Frage, der in einem Podiumsgespräch mit 
anschließender Diskussion nachgegangen wurde. Die Abendveranstal-
tung fand im Rahmen der bundesweiten „Interkulturellen Woche“ statt, 
die seit 1975 auf Initiative der Deutschen Bischofskonferenz, der Evange-
lischen Kirche in Deutschland und der Griechisch-Orthodoxen Metropo-

lie ausgerufen wird und an der sich 
die IG BCE jedes Jahr mit Aktionen 
und Veranstaltungen beteiligt. Für 
Detlef Lüke, den Leiter des Bildungs-
zentrums, ist das ein Ausdruck der 
Wertehaltung der Gewerkschaften. 
In seiner Begrüßung betonte der Ge-
werkschafter, dass es gerade heute 
wichtig sei, sich auf die gewerk-
schaftliche Grundidee von Freiheit, 
Gleichheit und Solidarität zu besin-
nen und diese Werte wieder stark zu 

machen, um den aktuellen Herausforderungen des Rechtsrucks zu be-
gegnen. Moderator des Abends war unser Gelbe Hand-Redakteur Marco 
Jelic, der auf dem Podium den Rechtsextremismus-Experten, unser För-
dermitglied, Sebastian Ramnitz begrüßen durfte. Er ist beim mobilen 
Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus in Niedersachsen als Re-
ferent tätig. Ausgehend von aktuellen rechtsextremen Ausschreitungen 
in Chemnitz erläuterte Ramnitz das mittlerweile europäische Netzwerk 
der rechtsextremen Szene, die immer selbstbewusster werde und über 
soziale Medien gut organisiert sei. Vom extrem rechten Rand ging es 
dann in der Diskussion hin zur Mitte der Gesellschaft, wo Alltagsrassis-
mus immer offenkundiger zu Tage trete. Der gelernte Sozialarbeiter illus-
trierte in seinen Anekdoten aus der Praxis, den Umgang mit rechtsorien-
tierten Jugendlichen und wie man sie für die Demokratie zurückgewinnen 
könne. Denn Demokratie sei der Schlüssel, um rechtem Gedankengut 
entgegenzuwirken: „Wir müssen stärker in ganz grundsätzliche Demo-
kratiebildung investieren, um demokratische Werte und Menschenrech-
te im Alltag zu leben.“ Die IG BCE, so Detlef Lüke zum Abschluss, werde 
diese Werte weiterhin in die Betriebe und in die Gesellschaft tragen. 

Unser Fördermitglied Sebastian Ramnitz, 
Rechtsextremismus-Experte und 
Demokratie-Aktivist

ran-Cover 1986 mit 
Josefina Rosenbaum  
(links im Bild).
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